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Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 1. 
Beschränkung des Bauraums 
Die Beschränkung des Bauraums betrifft sämtliche Gebäude im Planungsgebiet und nicht 
nur das der Mandantin. Gründe hierfür sind die insgesamt problematische Nutzungsdichte 
mit hohem Versiegelungsgrad, das eklatante Unterschreiten des Stellplatzschlüssels, sowie 
der Mangel an ökologisch wertvollen oder auch nutzungsfreundlichen Grünflächen. Der auf 
den in der Stellungnahme Bezug genommene „unbebaute“ Grundstücksteil ist entsprechend 
der damals für das Gebiet erteilten Baugenehmigung für eine Spielplatzfläche vorzuhalten. 
Dieses ist in der Baugenehmigung so bestimmt. Eine weitere Bebauung war nicht Teil des 
ursprünglichen Planungskonzeptes und auch nun hält die Gemeinde an dem Ziel fest, die 
ehemalige „Parksiedlung“ nicht einer unkontrollierten Nachverdichtung im Rahmen des § 34 
BauGB zu überlassen. 
  
Gerechte Abwägung 
Die Einwendungsführerin übergeht den Umstand, dass im Bereich Mitte des Plangebiets 
schon bei ursprünglichen Planungen die Südhälfte ihres späteren Grundstücks als 
Spielplatzfläche für den gesamten Bereich Mitte eingeplant gewesen ist. Hätte die Gemeinde 
damals einen Bebauungsplan erlassen, dann wäre dies seinerzeit auch so festgesetzt 
worden. Der in der Entwicklung von Grundstücken erfahrene Rechtsvorgänger der 
Einwendungsführerin hat das Grundstück FlNr. 748/70 mit dieser Einschränkung wissentlich 
erworben; er wird für dessen südliche Hälfte kaum den damaligen Preis für Bauland bezahlt 
haben. 
 
Es ist auch städtebaulich sinnvoll, für die Wohngebäude des Bereichs Mitte des 
Bebauungsplangebiets einheitlich einen größeren Spielplatz anzulegen, statt im Vorgarten 
eines jeden Wohnhauses einen kleinen Mini-Spielplatz errichten zu lassen. 
Mit gutem Grund sieht Artikel 7 BayBO für Gebäude mit mehr als drei Wohnungen die 
Anlage und Unterhaltung eines Kinderspielplatzes vor. Nur im südlichen Planungsgebiet 
steht jedoch noch eine gut nutzbare Kinderspielfläche zur Verfügung. Die 
baugenehmigungsrechtlich vorgesehenen Spielflächen in der Mitte und im Norden des 
Quartiers wurden von den Eigentümern unzulässigerweise aufgelöst. In den Freiflächen des 
nördlichen und mittleren Planungsgebiets scheinen Kinder generell unerwünscht, was sich in 
der absichtsvollen Verwahrlosung aller ursprünglich vorgesehenen und in Frage kommenden 
Flächen zum Ausdruck kommt. Nun sollen nach Vorstellung der anwaltlichen Vertretung 
auch die dafür ursprünglich vorgesehenen Flächen einer Bebauung zugefügt werden.  
Statt Spielflächen vorzuhalten, wurde an Investitionen in Einrichtung und Pflege gespart, 
bzw. sie wurden schlichtweg unterlassen - dies seit Begründung der Wohnanlage in den 
70er Jahren. Das hat zur Folge, dass Kindergenerationen so gut wie keine Begegnungs- und 
Spielangebote in der Nähe ihrer Wohnung vorfanden und jetzt noch immer nicht vorfinden. 
Die Wohnanlage entwickelte sich nicht zuletzt aufgrund solcher strukturellen Mängel 
zunehmend zu einem sozialen Brennpunkt. Die stadtplanerischen Mittel um gegenzusteuern 
sind bekannt - sie finden Niederschlag im Bebauungsplan. Die öffentlichen und privaten 
Belange sind gerecht gegeneinander und untereinander abgewogen. Die rechtlichen 



Werkzeuge sollen dazu dienen, den Belangen aller Betroffenen - nicht nur der Eigentümer, 
sondern hier vor allem auch der Kinder -  in der Abwägung Gewicht und Aussicht auf Gehör 
zu verschaffen. Die Festsetzung der Gemeinschaftsanlagen entspricht der gesetzlichen 
Rechtslage. Auch im Rahmen der Normenkontrolle wurde die Festsetzung der 
Spielplatzflächen als Gemeinschaftsanlagen nicht beanstandet. Von einer unzulässigen 
Beschränkungsmöglichkeit kann daher nicht gesprochen werden. An dieser Festsetzung 
wird daher festgehalten.  
 
Zu 2. 
 
Die Behauptung, dass eine freiwillige Vereinbarung aller betroffenen Grundstückseigentümer 
völlig ausgeschlossen ist, lässt sich erst überprüfen, wenn ein ernsthafter Versuch 
unternommen wurde, hier eine Lösung herbeizuführen. Die Erstellungs- und Pflegekosten 
würden sich aufgrund der vielen Betroffenen im Rahmen halten. Der Benutzerkreis ist durch 
die Flurnummern klar definiert und überschaubar. Darüber hinaus wird darauf verwiesen, 
dass das Grundstück mit der Spielplatzfläche vom Eigentümer bzw. dessen 
Rechtsvorgänger eindeutig mit der bauaufsichtlichen Auflage erworben wurde, hier einen 
Spielplatz anzulegen und auch zu unterhalten. 
 
Zu 3.  
 
In der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes war noch ein 
Hinweis auf § 47 VwGO enthalten. Dieser lautete: 
 
„Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.“ 
 
Dieser Hinweis entspricht nicht mehr der geltenden Rechtslage und ist daher obsolet. Der 
Hinweis enthält aber entgegen der Stellungnahme gerade keinen Zusatz, der geeignet wäre 
interessierte Bürgerinnen und Bürger von der Abgabe einer Stellungnahme abzuhalten. 
Durch den Hinweis wurde man ja gerade aufgefordert, im Verfahren eine Stellungnahme 
abzugeben und nicht erst zu einem späteren Zeitpunkt. Die Anforderungen des § 214 
BauGB an die Bekanntmachung sind darüber hinaus erfüllt und zusätzlich wurde der 
gegenüber der Gemeinde mandatierte Rechtsanwalt der Eigentümerin über die Auslegung 
informiert. Es wurde eine Stellungnahme für die Mandantin abgegeben. Eine 
Beeinträchtigung ist daher nicht erkennbar. Die Bekanntmachung muss daher nicht 
wiederholt werden. Zukünftig wird der Hinweis nicht mehr in eine Bekanntmachung 
aufgenommen. 
 
Zu 4.  
  
Die Festsetzung der Bauleitplanung sind sehr wohl erforderlich um die städtebaulichen Ziele 
zu erhalten bzw. umzusetzen. Gemeinschaftsanlagen entspricht der gesetzlichen 
Rechtslage. Im Rahmen der Normenkontrolle wurde die jetzt noch im Bebauungsplan 
enthaltenen Festsetzung wie Beschränkung des Baubestandes sowie Ausweisung der 
notwendigen Spielplatzflächen als Gemeinschaftsanlagen nicht beanstandet. An der 
Bauleitplanung wird daher festgehalten.  
 
 
Zu 5. 
Die Gemeindeverwaltung steht dem Gesprächsangebot selbstverständlich auch weiterhin 
offen gegenüber. Jedoch ist eine Einigung bisher leider nicht möglich gewesen, da die 
Mandantin die Flächen für den Spielplatz nur zu den aktuell sehr hohen Baulandpreisen an 
die Gemeinde übereignen will. 
 



Diskussionsverlauf:  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und beschließt die Würdigung 
entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
 
Beratungsergebnis: 
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zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
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Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 

 


